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Gebietsreform vom  

01. März 1974

einigen Umlandgemeinden geradezu hektische Betrieb-
samkeit aus. Oberste Priorität schien die Vermeidung ei-
nes Zusammenschlusses mit Peine zu haben. Ziel war die 
Wahrung von gemeindlicher Eigenständigkeit und Bür-
gernähe, aber auch die Umgehung höherer Steuern, die 
sich nach einer Vereinigung aus der stärkeren Heranzie-
hung zur Finanzierung städtischer Einrichtung ergaben. 
So bemühte sich Stederdorf um ein Zusammengehen mit 
Essinghausen und Duttenstedt. Dungelbeck war bestrebt, 
mit Schmedenstedt, Woltorf, Münstedt und Oberg eine 
Einheitsgemeinde zu bilden.

Vöhrum, wo man wohl frühzeitig die kommende Ent-
wicklung vorhergesehen hatte, war bestrebt, nach dem 
Vorbild der bereits am 1. Februar 1971 gebildeten Ge-
meinden Ilsede und Lahstedt, sich als zentralen Ort einer 
Einheitsgemeinde zu positionieren. So hieß es in einem 
Brief vom 21. Februar 1972 an den Niedersächsischen 
Innenminister: Einstimmig hat der Gemeinderat […] be-
schlossen, daß der dortige Vorschlag zurückgewiesen wird 
und an dessen Stelle der Nahbereich der Stadt Peine eine 
selbständige Gemeinde Vöhrum unter Zuordnung der Ge-
meinden Rosenthal, Schwicheldt, Eixe, Röhrse, Landwehr 
und Hämelerwald bildet. Kommunale Einrichtungen wie 
ein großes Rathaus, eine moderne Grundschule, ein Bau-
hof, ausgerüstet mit mehreren Fahrzeugen sowie Wasser-
versorgung und Vollkanalisation seien vorhanden.

Weiter heißt es: Der Rat der Gemeinde Vöhrum ist einstim-
mig der Auffassung, daß die Gemeinde Vöhrum durch das 
schon bestehende neue Rathaus mit der vorhandenen gu-
ten personellen Besetzung in der Lage ist, als Mittelpunkt-
Gemeinde [...] tätig zu sein. Etwas weiter unten wird als 
„Anreiz“ für die Landesregierung, die Pläne zu billigen, er-
gänzt: Die Gemeinde Vöhrum würde sogar, in Hinblick auf 
die schlechte Finanzlage des Landes Niedersachsen, auf 
die ihr anteilig zustehende Starthilfe verzichten.

Letzten Endes scheiterten alle Versuche, einen Zusam-
menschluss mit Peine zu umgehen, sei es an inneren 
Widerständen und Konkurrenz untereinander, sei es am 

Widerstand der Stadt Peine, sei es aber auch, weil das 
Ergebnis des Jahres 1974 am ehesten dem Trend der Zeit, 
den Vorgaben der Landespolitik und den Empfehlungen 
der Weber-Kommission entsprach. Mit Woltorf wurde 
am 29. März 1972 ein gesonderter Gebietsänderungs-
vertrag geschlossen, womit es neben Handorf als ein-
zige Gemeinde seine Selbständigkeit freiwillig aufgab.  
Die Regelungen sollten in den Vertrag von 1974 über-
nommen werden. Zugeständnisse konnten Schwicheldt, 
Stederdorf und Vöhrum aushandeln.

Selbst nach mittlerweile 50 Jahren ist die Kritik an der 
Reform des Jahres 1974 nicht völlig verstummt. Sie war 
allerdings bereits 1984, zum 10. Jahrestag, deutlich ab-
gewogener geworden. Beispielsweise und durchaus reprä-
sentativ für seine Amtskollegen bemerkte der Rosenthaler 
Ortsbürgermeister Herbert Künnemann in der PAZ vom 
01. März 1984 bei aller Kritik an gestiegenen Steuern 
und Abgaben sowie angesichts noch offener Wünsche: 
Die Befürchtungen […], Rosenthal könne nach der Einge-
meindung zu einem grauen, vernachlässigten Vordorf der 
Stadt Peine werden, ist jedoch keinesfalls eingetreten. […] 
Es kann festgehalten werden, daß sich die Eingliederung 
besser ausgewirkt hat, als es vor zehn Jahren befürchtet 
wurde.
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Am 01. März 1974 ließ sich der Eixer Bürgermeister  
Schuur in der Peiner Allgemeinen Zeitung mit den gerade-
zu apokalyptischen Worten zitieren: Wie alle anderen be-
troffenen Bürger der vergrößerten Stadt Peine werden auch 
wir […] die Bürde eines Städters ertragen. Unsere Vorfahren 
haben Knechtschaft, Kriege, Verwüstungen und historisch 
gewordene Veränderungen der dörflichen Gesellschafts-
ordnung überstanden. Die Rede war von den Folgen des 
am gleichen Tag in Kraft getretenen Braunschweig/ Wol-
fenbüttel/ Helmstedt/ Peine/ Salzgitter-Gesetzes vom 
11. Februar 1974. Es war Teil der Niedersachsen zwischen 
1972 und 1978 erfassenden Gebiets- und Verwaltungs-
reform. Und deren Auswirkungen stellte Schuur gleich mit 
Krieg, Verwüstung, Sklaverei!

Grundsätzlich durchzieht die Geschichte menschlicher 
Staatlichkeit eine schier endlose Kette von Um- und Neu-
organisationen der jeweiligen Verwaltungen. Die hier 
behandelte Reform der 1970er Jahre steht in engem 
Zusammenhang mit immer schneller ablaufenden gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Entwick-
lungen. So war die Industrialisierung des 19. und 20. Jh. 
mit grundlegenden Umwälzungen der Siedlungsstruktur, 
der sozialen Verhältnisse des Einzelnen und wachsenden 
Leistungsanforderungen an moderne Verwaltungen ver-
bunden.

Beispielsweise machte die moderne Stadt mit ihren rie-
sigen Menschenansammlungen hochkomplexe, das 
gesamte Siedlungsgebiet erfassende Wasserver- und 
-entsorgungseinrichtungen aus hygienischen, bzw. seu-
chenpräventiven Gründen notwendig. Nicht nur auf die-
sen Gebieten wurde „Daseinsvorsorge“ zum neuen Leit-
bild der Verwaltungen.

Zahlreiche neue Aufgaben mussten übernommen wer-
den. Dies machte Spezialisierungen bisher ungekannten 

Ausmaßes und einen steten Ausbau des Personals unab-
dingbar. Die Leistungsfähigkeit vieler Kommunen wurde 
auf eine harte Probe gestellt und die Gewährleistung von 
Chancengleichheit und einheitlichen Lebensverhältnissen 
schien gefährdet. Größere und damit finanzkräftigere 
Kommunen gingen in der Entwicklung normalerweise 
voran. Dies gilt auch für den Peiner Raum. So gab es auf 
dem Gebiet der heutigen Stadt lediglich in der Kernstadt 
Gymnasien und eine Realschule, deren Schüler zu jeweils 
rund einem Viertel aus den heutigen Peiner Ortschaften 
kamen. Essinghäuser Hauptschüler besuchten die städ-
tische Eichendorffschule. Stederdorf und Essinghausen 
waren schon vor 1968 an die Peiner Abwasserentsorgung 
angeschlossen. Für Duttenstedt und Meerdorf waren ent-
sprechende Verträge unterzeichnet. Das damals noch 
städtische Krankenhaus verzeichnete 1966 mehrheitlich 
auswärtige Geburts- und Sterbefälle.

Peine hatte seinerseits auf Vöhrumer Gebiet seine Klär-
anlage errichtet und eine alte Tonkuhle in der Gemeinde 
wurde als städtische Deponie genutzt. Aber es gab auch 
Probleme bei der Zusammenarbeit, welche die städti-
sche Entwicklung zumindest nicht förderten. So hatte 
die Stadt in den Grenzbereichen zu Essinghausen, Klein 
Ilsede, Dungelbeck und Vöhrum bereits die Gemarkungs-
grenzen erreicht. Eine „Überplanung“ des für die weitere 
Stadtentwicklung benötigten Geländes wurde so fühlbar 
erschwert.

Angesichts der das gesamte Land betreffenden Probleme 
setzte das Niedersächsische Kabinett am 30. März 1965 
eine Kommission unter Leitung des Staats- und Verwal-
tungsrechtlers Werner Weber ein. Sie sollte Vorschläge für 
eine Stärkung der Kommunalverwaltungen erarbeiten. 
Wichtige Punkte des 1969 vorgelegten Ergebnisses wa-
ren: Gemeinden sollten künftig zur Stärkung ihrer finanzi-
ellen Leistungskraft mindestens 7.000 Einwohner haben. 
Die Entfernung zu den Einrichtungen der Verwaltung soll-
te 7 bis 8 km möglichst nicht überschreiten. Ferner emp-
fahl die Kommission den Zusammenschluss von Landge-
meinden mit Städten, die mindestens 20.000 Einwohner, 

sowie Merkmale eines Mittelzentrums hatten und wo 
eine erhebliche Verflechtung mit den Umlandgemeinden 
zumindest absehbar zu erwarten war. Weitere Vorausset-
zungen seien der starke bauliche Zusammenhang, das Er-
fordernis gemeinsamer Planung und des Betriebs wesent-
licher kommunaler Einrichtungen sowie der Zwang zum 
Erlass gemeinschaftlicher Flächennutzungspläne.

Die Zeichen der Zeit waren jedenfalls Mitte der 1960er 
Jahre erkennbar. Daher ging Handorf bereits am 1. Juli 
1968 voran und schloss sich der Stadt an. Nach Vorlage 
des Berichtes der Weber-Kommission brach dagegen in 

Die Gebietsreform vom 01. März 1974
Von Andreas Kulhawy

Karte der Stadt (!) Peine wie sie unter strikter Berücksichtigung des von der 
Weber-Kommission vorgesehenen 7-km-Bereichs ausgesehen hätte  

(Aus: Merkmalskatalog zur Feststellung von Stadt-Umland-Verflechtungen 
der Stadt Peine, Stadtverwaltung Peine 1968).

Besiedlungsdichte:

Stadt 

Stadt u. Stadtumland 
im 7-km-Bereich

Landkreis

Stadtumland im 7-km-Bereich
2008 Einw./km2

402 Einw./km2

245 Einw./km2
Maßstab: 1:100 000
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einigen Umlandgemeinden geradezu hektische Betrieb-
samkeit aus. Oberste Priorität schien die Vermeidung ei-
nes Zusammenschlusses mit Peine zu haben. Ziel war die 
Wahrung von gemeindlicher Eigenständigkeit und Bür-
gernähe, aber auch die Umgehung höherer Steuern, die 
sich nach einer Vereinigung aus der stärkeren Heranzie-
hung zur Finanzierung städtischer Einrichtung ergaben. 
So bemühte sich Stederdorf um ein Zusammengehen mit 
Essinghausen und Duttenstedt. Dungelbeck war bestrebt, 
mit Schmedenstedt, Woltorf, Münstedt und Oberg eine 
Einheitsgemeinde zu bilden.

Vöhrum, wo man wohl frühzeitig die kommende Ent-
wicklung vorhergesehen hatte, war bestrebt, nach dem 
Vorbild der bereits am 1. Februar 1971 gebildeten Ge-
meinden Ilsede und Lahstedt, sich als zentralen Ort einer 
Einheitsgemeinde zu positionieren. So hieß es in einem 
Brief vom 21. Februar 1972 an den Niedersächsischen 
Innenminister: Einstimmig hat der Gemeinderat […] be-
schlossen, daß der dortige Vorschlag zurückgewiesen wird 
und an dessen Stelle der Nahbereich der Stadt Peine eine 
selbständige Gemeinde Vöhrum unter Zuordnung der Ge-
meinden Rosenthal, Schwicheldt, Eixe, Röhrse, Landwehr 
und Hämelerwald bildet. Kommunale Einrichtungen wie 
ein großes Rathaus, eine moderne Grundschule, ein Bau-
hof, ausgerüstet mit mehreren Fahrzeugen sowie Wasser-
versorgung und Vollkanalisation seien vorhanden.

Weiter heißt es: Der Rat der Gemeinde Vöhrum ist einstim-
mig der Auffassung, daß die Gemeinde Vöhrum durch das 
schon bestehende neue Rathaus mit der vorhandenen gu-
ten personellen Besetzung in der Lage ist, als Mittelpunkt-
Gemeinde [...] tätig zu sein. Etwas weiter unten wird als 
„Anreiz“ für die Landesregierung, die Pläne zu billigen, er-
gänzt: Die Gemeinde Vöhrum würde sogar, in Hinblick auf 
die schlechte Finanzlage des Landes Niedersachsen, auf 
die ihr anteilig zustehende Starthilfe verzichten.

Letzten Endes scheiterten alle Versuche, einen Zusam-
menschluss mit Peine zu umgehen, sei es an inneren 
Widerständen und Konkurrenz untereinander, sei es am 

Widerstand der Stadt Peine, sei es aber auch, weil das 
Ergebnis des Jahres 1974 am ehesten dem Trend der Zeit, 
den Vorgaben der Landespolitik und den Empfehlungen 
der Weber-Kommission entsprach. Mit Woltorf wurde 
am 29. März 1972 ein gesonderter Gebietsänderungs-
vertrag geschlossen, womit es neben Handorf als ein-
zige Gemeinde seine Selbständigkeit freiwillig aufgab.  
Die Regelungen sollten in den Vertrag von 1974 über-
nommen werden. Zugeständnisse konnten Schwicheldt, 
Stederdorf und Vöhrum aushandeln.

Selbst nach mittlerweile 50 Jahren ist die Kritik an der 
Reform des Jahres 1974 nicht völlig verstummt. Sie war 
allerdings bereits 1984, zum 10. Jahrestag, deutlich ab-
gewogener geworden. Beispielsweise und durchaus reprä-
sentativ für seine Amtskollegen bemerkte der Rosenthaler 
Ortsbürgermeister Herbert Künnemann in der PAZ vom 
01. März 1984 bei aller Kritik an gestiegenen Steuern 
und Abgaben sowie angesichts noch offener Wünsche: 
Die Befürchtungen […], Rosenthal könne nach der Einge-
meindung zu einem grauen, vernachlässigten Vordorf der 
Stadt Peine werden, ist jedoch keinesfalls eingetreten. […] 
Es kann festgehalten werden, daß sich die Eingliederung 
besser ausgewirkt hat, als es vor zehn Jahren befürchtet 
wurde.
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